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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1978 Ausgegeben am 28. April 1978 10. Stüdl: 

t:ll. Gesetz: Verfassung der BundeshauptsW!t Wien (Wiener Stadtveri=ung - WStV); ruiderung. 

12. 
Gesetz vom 17. März 1978, mit dem die 
Verfassung der Bundeshauptstadt Wien 
(Wiener Stadtverfassung - WStV) geändert 

wird 

Der Wiener Landtag hat hesdi.lossen: 

Artikel I 

(3) Die Bestimmungen über die Zustiirudigkeit 
der o,,,..ne der Gemeinde werden durch die 
Abs. 1 •und 2 nicht berührt." 

2 a. § 11 hat zu lauten: 

„§ 11 

(1) Die Zahl der in jedem Wahlkreis zu 
wählenden Gemeincleratsmltgliooer wird nadi. 
dem Verhältnis der Bürgerzahl (Art. 26 Abs. 2 

Die Verfassung der &undeshauptstadt Wiien B"VG) jedes einzelnen Wa.hlkrei.oes rur gesamten 
(Wiener Stadtver!f..,.,ng - WStV), LG!H. für Bürgenahl iaUor Wahlkreise bestimmt. Diese 
Wien Nr. 28/1968, :in der Fassung der Kund- Feststellung erfolgt durch den Bürgermeister. 
machung LGß;l. für Wien Nr. 11/1970 und der' ) D' ·'- · f ,_ J aß • _ 
Gesetze LGB!. für Wien Nr. 33/1976 und 191 (l ie Ber~UID':.ng ist o,.,enuerm en '?' 

. . .. zuMhm;on; Die Burg•mrahlen der w.ahlkreise, 
1977 • wud wie folgt gean<krt: das ist die Z1lihl der SnaaUbürger, die nadi. dem 

1. § 8 hat zu lauten: 

(!)Zur Beso"gung der Aufgaben der Gemeinde 
sind als Organe beruf>en: 

1. der Gemeinderat, 
2. der Stadtsenat, 
3. der Bür~eister, 
4. die ·•mtsfü'hrenden Snadträne, 
5. die Gemeinderatsaussdiü.sse, 
6. ·die Kommissionen, 
7. die Bezirksvertretungen, 

Ergebnis der jeweils letzten Volkszählung in 
den Wahlkreisen ihren ordentlichen Wohnsitz 
hatten, werden, nach ihrer Größe geordnet, 
nehen:einandergesdi.rieben; unter jede Bürgerzahl 
wird die Hälfte geschrieben, darunter das Drittel, 
das Vlert1el und n:ach Bediarf die weiterfolgenden 
Teilzahlen. Die 100. der rrach ihrer Größe so 
angeschri•benen Zahlen ;,, die Verhä:ltniszilil. 
Jedem Wahlkreis w<orden nun oo viele Gemeinde­
ratssitze zugewiesen, als &ie Verhältniszahl in 
der Bürgerzahl d"5 Wahlkreises enthalten ist." 

3. $ 15 hat zu lauten: 

„§ 15 

( 1) Die Rechte der Gemeinderatsmitglieder 
' werden außer in diesem Gesetz <1Udt in den 
vom Gemeinderat zu erlassenden Gesdi.liftsord­

(2) Als Einrichtung zur Gtlba.rungs• und Sidier- nungen des GODleinde,ates und der Gemein:de-

8. die B01.<irksv:orstieher, 
9. der Berufungssen,•t, 

10. der Magistrat. 

heitskontrol!e bestciht das Kontrollamt." rat>aussdi.üsse ,geregelt. 

2. § 9 hlt ~u lauten: (2) lnsbe.ondore hat jedes Gemeindentomit­
gWed in den Ange1"genheiten des eigenen Wir-

„§ 9 kungsber.eiches der Gemeinde das Redlt <kr An· 
(1) Urkunden über Redmgesdi.äfte und frage "n den Bürgermeister und die amtsführen· 

Ehrungen sind entw.eder vom ßürgermeister oder den; Stadträte. Anfrajlien können schrifolich oder 
ron einem "mtsführenden Sn•dtrat oder von mündl:idi. eingebracht werden {§§ 15 • bis 15 e). 

den nach iCler Geschäfweintollung oder nach der (J) Den Gemeinderatsmitgliedern steht wei­
Organis:ation ·der Unternehmungen zuständigen ter.s <las Recht zu, in den Sitzungen des Geme'in~ 
leitenid.en Bediensteten zu .unterifertig-en. , derates sdiriftlidre Anträge einrubringen. Sie 

(2) Die Bestimmungen d"5 Abs. 1 finden auf' sind dem Vomftzend.en zu überreichen und wer­
Schriftstüd<e der Untemehmungen, in denen den von wesem dem 2'uständigen Organ zuge­
sidi die Gemeinde einer im Handelsregisoor wiesen. Die Antr~g.e sind ~nnerhalb eines Monra.ts 
eingetragenen Firma bedient, kein:e Anwendung. in Beh·andLung zu nehmen. 
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